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  Zum Inhalt

  Die Wohnung ist für jeden Mieter der Lebensmittelpunkt. Umso wichtiger ist es, die gesetzlichen Regeln und die maßgebliche Rechtsprechung zu kennen. Mit vielen konkreten
Hinweisen und Tipps erläutert der Ratgeber
alles Wissenswerte zu Ihren Rechten und
Pflichten als Mieter:


	• 	 Worauf ist bei Unterzeichnung des Mietvertrags zu achten?


	• 	 Wer bezahlt den Makler?


	• 	 Was tun, wenn Mängel auftreten?


	• 	 Welche Nebenkosten trägt der Mieter?


	• 	 Mieterhöhung – was darf der Vermieter
verlangen?


	• 	 Worauf kommt es bei der Kündigung an?


	• 	 Welche Pflichten bestehen beim Auszug
aus der Wohnung?


	• 	 Wann ist die Rückzahlung der Kaution fällig?
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	   2So nutzen Sie dieses Buch

  Die folgenden Elemente erleichtern Ihnen die Orientierung im Buch:

  
    Beispiele

 In diesem Buch finden Sie zahlreiche Beispiele, die
die geschilderten Sachverhalte veranschaulichen.

		
  

	
  
Tipp bzw. Hinweis

  Hier finden Sie zahlreiche Tipps und Hinweise.

 

  
Definitionen

Hier werden Begriffe kurz und prägnant erläutert.
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			5Vorwort

			Dieses Buch will Mieterinnen und Mietern auf einfachem, schnellem und verständlichem Weg bei Fragen im Zusammenhang mit ihrem Mietverhältnis Rat geben. Vielfach mag der juristische Laie bei aufkommenden Rechtsfragen zu seinem Mietverhältnis dazu neigen, sich Hilfe auf den verschiedensten Plattformen im Internet zu suchen. Ob diese seriös bzw. aktuell sind, lässt sich häufig kaum feststellen. Dieses Buch möchte helfen, schnell die richtige Antwort auf eine typische mietrechtliche Rechtsfrage zu finden und so eine lange und ggf. mit nicht unerheblichen Kosten verbundene Recherche oder am Ende gar Streit mit dem Vermieter bzw. einen unnötigen Gang zum Rechtsanwalt zu ersparen.

			Bereits mit der Wohnungssuche ergeben sich erste rechtliche Fragestellungen, die sich letztlich mit dem Abschluss des Mietvertrags bis zu dessen Beendigung bzw. noch darüber hinaus fortsetzen können. Auf solch typische und alltägliche Fragen, die sich im Laufe eines Mietverhältnisses ergeben, möchte dieses Buch verständliche Antworten geben.

		
		






	Mainz/Berlin im Juni 2019


	Bianca Baldus

Volker Grundmann











	
	7Wohnungssuche

			Das Wohnungsangebot 

			Wer auf der Suche nach einer Mietwohnung ist, begibt sich hierfür in der Regel in die bekannten Internetportale oder schaut in lokale Tageszeitungen. Bereits im Wohnungsangebot hat der Vermieter folgende rechtliche Vorgaben zu beachten: 

			Pflichtangaben in Wohnungsanzeigen zum ­Energieverbrauch

			Seit dem 1. Mai 2014 trifft einen Vermieter die Pflicht, bereits in der Wohnungsannonce Angaben zum Energieverbrauch der angebotenen Immobilie zu machen, sofern ein entsprechender Energieausweis vorliegt, § 16a Energieeinsparverordnung (EnEV). 

	Folgende Angaben sind zu machen: Zunächst muss die Art des Energieausweises angegeben werden, also ob ein Energiebedarfsausweis oder ein Energieverbrauchsausweis vorliegt. Ferner muss der im Energieausweis angeführte Wert des Endenergiebedarfs oder Endenergieverbrauchs sowie die wesentlichen Energieträger für die Heizung des Gebäudes genannt werden, bei Wohngebäuden muss zudem das im Energieausweis vermerkte Baujahr und die im Ausweis angegebene Energieeffizienzklasse wiedergegeben werden. Stellt der Vermieter nicht sicher, dass diese Pflichtangaben in der Immobilienanzeige enthalten sind, stellt dies eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einer Geldbuße bis zu einer Höhe von 815.000 EUR belegt werden kann. Eine Geldbuße in dieser Höhe kommt in der Regel allerdings nur bei vorsätzlichem Handeln und bei Wiederholung in Betracht.

			Nach jüngerer Rechtsprechung des BGH gelten diese Grundsätze entsprechend für den Fall, dass ein Makler die Wohnungsanzeige geschaltet hat (BGH Urt. v. 5.10.2017 – I ZR 232/16).

			Genannte Pflichten nach der Energieeinsparverordnung gelten allerdings nur dann, wenn das Wohnungsangebot in sog. kommerziellen Medien erfolgt. Hierunter sind insbesondere Anzeigen im Internet oder in Zeitungen bzw. Zeitschriften zu verstehen. Nicht erfasst werden private, kostenfreie Kleinanzeigen, z. B. kostenfreie Aushänge beispielsweise in Supermärkten oder an Universitäten bzw. Hochschulen. 

			Diskriminierungsverbot (AGG)

			Das Verbot der Diskriminierung wurde für verschiedenste Lebens- bzw. Rechtsbereiche – entsprechend dem Rechtsgedanken des allgemeinen Gleichheitssatzes des Art. 3 GG und aufgrund diverser EU-rechtlicher Vorgaben – mit dem Antidiskriminierungsgesetz (AGG) konkretisiert. Dieses Verbot gilt – mit Einschränkungen – auch im Wohnungsmietrecht und ist bereits beim Angebot einer Wohnung in Anzeigen in Internet, Tageszeitung u. Ä. zu berücksichtigen. Es gilt somit im Vorfeld einer Wohnungsvermietung, also z. B. auch im Falle einer Nichteinladung zu einem Besichtigungstermin.

	Das AGG hat zum Ziel, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen. 9Zum Schutz vor Diskriminierung im Zusammenhang mit Wohnraummietverhältnissen sieht das AGG vor, dass einem Vermieter, der mehr als 50 Wohnungen anbietet, also sog. Massengeschäfte im Sinn des § 19 Abs. 1 Nr. 1 AGG betreibt, eine Benachteiligung von Bewerbern verboten ist. Eine Ausnahme besteht nach § 19 Abs. 3 AGG, wenn eine unterschiedliche Behandlung im Hinblick auf die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen und ausgewogener Siedlungsstrukturen sowie ausgeglichener wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Verhältnisse sachgerecht erscheint. Wesentliche Ziele dieser Regelung sind einerseits die Integration sowie andererseits die Vermeidung einer Ghettoisierung.

			Bei Vermietern, die weniger als 50 Wohnungen anbieten, gilt hingegen die sog. Kleinanbieterregelung (§ 19 Abs. 5. S. 3 AGG). Hiernach ist bei sog. Kleinanbietern lediglich die Regelung des § 19 Abs. 2 AGG anzuwenden, wonach eine Benachteiligung lediglich aus Gründen der Rasse oder wegen ethnischer Herkunft unzulässig ist.

	Eine weitere Ausnahme besteht gemäß § 19 Abs. 5 S. 1 AGG für Wohnraummietverhältnisse, bei denen ein besonderes Nähe- oder Vertrauensverhältnis der Parteien oder ihrer Angehörigen begründet wird. Geschützt wird nach dieser Regelung die Privatsphäre des Wohnungsanbieters, sofern diese ausnahmsweise betroffen ist. Dies ist etwa der Fall, wenn Vermieter und Mieter auf dem gleichen Grundstück wohnen werden (§ 19 Abs. 5 S. 2 AGG) oder wenn ein Untermietverhältnis im selben Haus eingegangen werden soll. Der Vermieter ist dann nach wie vor in seiner Entscheidung frei, wem er letztlich den Abschluss des Mietvertrags anbietet. Es wäre dem Vermieter aufgrund der räumlichen Nähe unzumutbar, 10bei der Auswahl seines Vertragspartners Einschränkungen zu unterliegen. 

			Wird gegen das Diskriminierungsverbot verstoßen, kann Beseitigung bzw. Unterlassung verlangt werden (§ 21 Abs. 1 AGG). Wurde ein Mietvertrag – unter Verstoß gegen das AGG – mit einer anderen Partei geschlossen, kann nach § 21 Abs. 2 AGG auch Schadensersatz verlangt werden. Hierbei ist neben dem Vermögensschaden grundsätzlich auch der sog. immaterielle Schaden zu ersetzen. Dies bedeutet, dass auch jene Nachteile kompensiert werden müssen, die sich aus der durch die Verletzung des Benachteiligungsverbots bewirkten Persönlichkeitsrechtsverletzung ergeben. Der maßgebliche Entschädigungszweck ist dabei die Genug­tuung für den Benachteiligten.
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							Merke

							Wird ein Wohnraummietvertrag mit einer großen Wohnungsbaugesellschaft, die über mehr als 50 Wohnungen verfügt, geschlossen, sind die Grundsätze des AGG vollumfänglich zu beachten. Auch Vermieter mit weniger als 50 Wohnungen dürfen nach § 19 Abs. 2 AGG (potentielle) Mieter in der Regel nicht aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft benachteiligen. Handelt es sich hingegen um ein Mietverhältnis mit einem privaten Vermieter in einem von diesem selbst bewohnten Haus, ist das AGG nicht zu berücksichtigen.

							Verstößt der Vermieter in relevanter Weise gegen das Verbot zur Diskriminierung, kann Beseitigung bzw. Unterlassung und ggf. Schadensersatz verlangt werden (§ 21 AGG).

						



	11Beispiele

			Eine Bewerberin für eine Wohnung hatte wegen ihres türkischen Namens keinen Besichtigungstermin erhalten. In diesem Fall hat das Amtsgericht Hamburg-Barmbek eine Wohnungsbaugesellschaft verurteilt, an die Bewerberin gut 1.000 EUR als Entschädigung zu zahlen. Die Höhe der Entschädigung richtete sich dabei nach der dreifachen Monatsmiete (AG Hamburg-Barmbek Urt. v. 3.2.2017 – 811b C 273/15). 

			Das Amtsgericht Tempelhof-Kreuzberg hat einem türkischen Ehepaar eine Entschädigung in Höhe von jeweils 15.000 EUR zugesprochen, da sich eine Mieterhöhung des Vermieters von einer Anlage mit mehreren Wohnungen ausschließlich an Mieter mit türkischer oder arabischer Herkunft richtete und diesen Mietern ferner keine Räumungsfrist gewährt wurde. Hierin erkannte das Gericht ebenfalls einen Verstoß des Vermieters gegen das Verbot der Benachteiligung wegen ethnischer Herkunft im Sinne des § 19 Abs. 2 AGG und hat genannte Entschädigung nach § 21 Abs. 2 S. 3 AGG zuerkannt (AG Tempelhof-Kreuzberg Urt. v. 19.12.2014 – 25 C 357/14).



			Wohnungsvermittlung über Makler

			Häufig ist die Wohnungsvermittlung über einen Makler – derzeit insbesondere in Ballungszentren und gefragten mittelgroßen Städten – die für Mieter erfolgversprechendste Möglichkeit, eine passende Wohnung zu finden. Für Vermieter bietet sich die Vermittlung über einen Immobilienmakler insbesondere in strukturschwächeren Regionen an oder für den Fall, dass der Vermieter selbst sich nicht um die Wohnungsvermittlung kümmern kann bzw. möchte.

	12Beauftragung eines Maklers durch den Vermieter

			Beauftragt der Vermieter den Wohnungsmakler mit der Vermittlung seiner Immobilie, war es bis vor wenigen Jahren üblich, diese Kosten dem Mieter aufzuerlegen.

			Seit dem 1.6.2015 ist jedoch gesetzlich geregelt, dass ein Makler (der sog. Wohnungsvermittler) nach § 2 Abs. 1a WoVermRG vom Wohnungssuchenden für die Vermittlung oder den Nachweis der Gelegenheit zum Abschluss von Mietverträgen über Wohnräume kein Entgelt fordern, sich versprechen lassen oder annehmen darf, es sei denn, der Wohnungsvermittler holt ausschließlich wegen des Vermittlungsvertrags mit dem Wohnungssuchenden vom Vermieter oder von einem anderen Berechtigten den Auftrag ein, die Wohnung anzubieten.

			Eine abweichende Vereinbarung ist gemäß § 2 Abs. 5 WoVermRG unwirksam. Die zusätzliche Vereinbarung, gleichwohl vom Mieter die Zahlung einer Vermittlungsprovision zu verlangen, ist nichtig (AG Freiburg Urt. v. 31.1.2017 – 5 C 1869/16). Verstöße gegen diese Vorschriften können nach § 8 WoVermRG darüber hinaus mit Bußgeldern bis zu 25.000 EUR gegenüber dem Wohnungsvermittler verfolgt werden.

			Diese neuen Regelungen sollen gewährleisten, dass nur die Partei Vertragspartner wird, in deren wirtschaftlichem Interesse der Wohnungsvermittler vorwiegend tätig wird. 

			
				
					
				
				
					
							
							13Hinweis

							Hat der Vermieter den Makler mit der Vermittlung der zu vermietenden Wohnung bzw. Immobilie beauftragt und dementsprechend einen Wohnungsvermittlungsvertrag mit dem Makler abgeschlossen, bleibt der Vermieter zur Zahlung der Maklercourtage in jedem Fall verpflichtet (sog. Bestellerprinzip – wer bestellt, bezahlt). Abweichende Vereinbarungen sind unwirksam!

						
					

				
			

			Gegen diese Neuregelung ist eine Verfassungsbeschwerde eingelegt worden, die das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom 29.6.2016 (1 BvR 1015/15) zwischenzeitlich zurückgewiesen hat. Der Gesetzgeber durfte auf Grund seiner Einschätzung der Nachfragesituation auf dem Mietwohnungsmarkt durch Einführung des Bestellerprinzips die durch Art. 12 Abs. 1 GG geschützte Berufsfreiheit der Wohnungsvermittler beschränken, von Wohnungssuchenden ein Entgelt für ihre Vermittlungstätigkeit zu erhalten, um sozialen und wirtschaftlichen Ungleichgewichten entgegenzuwirken.

			Beauftragung eines Maklers durch den Mieter

	Beauftragt der Mieter selbst den Makler mit der Vermittlung einer Wohnimmobilie, ist er auch zur Zahlung der Vermittlungsprovision – sprich der Maklercourtage – verpflichtet. Nach § 2 WoVermRG besteht ein Anspruch auf ein Entgelt für die Vermittlung oder den Nachweis der Gelegenheit zum Abschluss von Mietverträgen über Wohnräume allerdings nur, wenn infolge der Vermittlung ein Mietvertrag tatsächlich 14zustande kommt. Der Vermittlungsvertrag bedarf grundsätzlich mindestens der Textform.


			Definition Textform

			Unter dem Begriff der Textform versteht das Gesetz nach § 126b BGB eine lesbare Erklärung, in der die Person des Erklärenden genannt ist und die auf einem dauerhaften Datenträger abgegeben wird. Ein dauerhafter Datenträger ist jedes Medium, das

			1.	es dem Empfänger ermöglicht, eine auf dem Datenträger befindliche, an ihn persönlich gerichtete Erklärung so aufzubewahren oder zu speichern, dass sie ihm während eines für ihren Zweck angemessenen Zeitraums zugänglich ist, und

			2.	geeignet ist, die Erklärung unverändert wiederzugeben.

			In der Praxis fällt unter den Begriff der Textform etwa eine E-Mail, ein USB-Stick, eine CD-ROM oder DVD oder andere elektronische Speichermedien wie die (externe) Festplatte, das Computerfax oder eine SMS. Auch bei Verwendung von Papier ist das Textformerfordernis gewahrt. Das bloße Einstellen in das Internet wäre allerdings unzureichend (BGH Urt. v. 15.5.2014 – III ZR 368/13).



	Im Rahmen der Entgeltvereinbarung ist die Vereinbarung einer Erfolgsprovision zwingend. Dies bedeutet, dass eine Maklerprovision nur verlangt werden kann, wenn es tatsächlich zum Abschluss eines Mietvertrages kommt. Es ist daher auch unzulässig, diese gesetzliche Vorgabe durch inhaltlich andere Vereinbarungen zu umgehen. Auch in der Höhe ist die Maklercourtage begrenzt. Nach § 3 Abs. 2 WoVermRG darf der Wohnungsvermittler vom Wohnungssuchenden nicht mehr als 2 Monatsmieten zuzüglich der gesetzlichen MwSt. als Vermittlungsprovision verlangen. Nebenkosten, 15über die gesondert abzurechnen ist, bleiben bei der Ermittlung der der Provision zugrunde zulegenden Monatsmiete unberücksichtigt; es ist ausschließlich die sog. Nettokaltmiete maßgebend.

		Beispiel

Wird ein Wohnungsraummietvertrag vermittelt, in dem eine Kaltmiete von 800 EUR vereinbart ist, darf die Vermittlungsprovision maximal 1.600 EUR zzgl. 19 % MwSt. betragen; insgesamt beläuft sich die Provision in diesem Fall also maximal auf 1.904 EUR. Die Höhe der künftigen Nebenkosten ist für die Berechnung der Maklercourtage nicht von Relevanz.



			Außer diesem Entgelt nach § 2 Abs. 1 S. 1 WoVermRG dürfen für Tätigkeiten, die mit der Vermittlung oder dem Nachweis der Gelegenheit zum Abschluss von Mietverträgen über Wohnräume zusammenhängen, sowie für etwaige Nebenleistungen keine Vergütungen irgendwelcher Art, insbesondere keine Einschreibgebühren, Schreibgebühren oder Auslagenerstattungen, vereinbart oder angenommen werden. 

		Beispiele

			Das Verlangen etwa eines von einem späteren Mietvertragsabschluss unabhängigen Service-Entgelts für die Zurverfügungstellung von Objektlisten ist nach der Rechtsprechung des BGH unzulässig (BGH Urt. v. 15.4.2010 – III ZR 153/09). 

			Ferner darf wegen Verstoßes gegen § 3 Abs.
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